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1 Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetz (EEWär-
meG) vom 7. August 
2008 (BGBl. I S. 1658), 
das zuletzt durch Artikel 2 
Absatz 68 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 3044) geän-
dert worden ist.

Die Energiewende beschäftigt derzeit alle – 

den Bundestag, die Landesparlamente, Haus-

eigentümer und jeden Bürger, der seine Woh-

nung heizen muss und sonst in irgendeiner 

Weise Energie verbraucht. Eine bereits seit 2009 

bestehende gesetzliche Vorgabe im Sinne des 

Klimaschutzes ist das Erneuerbare-Energien-

Wärmegesetz (EEWärmeG). Im Rahmen dieses 

Gesetzes wird gefordert, dass der Energie-

bedarf neu errichteter Gebäude zu einem be-

stimmten Anteil durch erneuerbare Energien 

gedeckt wird oder der Energieverbrauch ent-

sprechend reduziert wird, zum Beispiel durch 

geeignete Dämmung. Die öffentliche Hand hat 

im Sinne des Gesetzes dabei eine Vorbild-

funktion zu erfüllen und muss auch bei grund-

legender Renovierung von Gebäuden auf deren 

energetische Sanierung achten. Für den Neu-

bau-Bereich liegen dazu seit 2010 Daten aus 

der Statistik der Baugenehmigungen vor. Da-

raus geht hervor, dass öffentliche Gebäude 

mehrheitlich mit Fernwärme oder erneuerbaren 

Energien beheizt werden und deren Anteil am 

Gesamtgebäude bestand der öffentlichen Hand 

weiter wächst. Demgegenüber entscheiden 

sich die anderen Bauherren mehrheitlich für 

andere Energie arten wie Gas, Öl oder Strom.

Zweck und Ziel des EEWärmeG

Das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz1 ba-
siert auf der Umsetzung einer EU-Richtlinie. 
Der Zweck des EEWärmeG ist die Förderung 
einer nachhaltigen Entwicklung der Energie-
versorgung und die Weiterentwicklung von 
Technologien zur Erzeugung von Wärme und 
Kälte aus erneuerbaren Energien. Diese Förde-
rung liegt „im Interesse des Klimaschutzes, 
der Schonung fossiler Ressourcen und der 
Minderung der Abhängigkeit von Energieim-
porten“. Das Ziel des EEWärmeG ist es, „den 
Anteil von erneuerbaren Energien am Energie-
verbrauch für Wärme und Kälte deutschland-
weit auf 14 % bis zum Jahr 2020 zu erhöhen“.

Seit dem 1. Januar 2009 muss jeder Bauherr, 
der ein neues Gebäude errichtet, sicherstellen, 
dass der Wärme- und Kälteenergiebedarf durch 
eine anteilige Nutzung von erneuerbaren 
Ener gien erfolgt. Der Geltungsbereich bezieht 

sich auf „Gebäude mit einer Nutzfl äche von 
mehr als 50 Quadratmetern (m²), die unter Ein-
satz von Energie beheizt oder gekühlt werden“.

Nach § 1a des EEWärmeG kommt öffentlichen 
Gebäuden eine Vorbildfunktion im Rahmen 
des Gesetzes zu. Diese Vorbildrolle muss die 
öffentliche Hand zusätzlich auch bei schon be-
stehenden Gebäuden einnehmen, die sich in 
ihrem Eigentum befi nden und grundlegend 
reno viert werden. Auch für öffentliche Gebäude 
im Ausland, die sich im Eigentum der öffent-
lichen Hand befi nden und auch bei angemiete-
ten bzw. gepachteten Gebäuden, die sich nicht 
in öffentlichem Eigentum befi nden, und die 
grundlegend renoviert werden, muss die an-
teilige Nutzung von erneuerbaren Energien zur 
Beheizung oder Kühlung sichergestellt werden. 
Damit diese Vorbildrolle auch von der Bevöl-
kerung wahrgenommen wird, ist die öffent-
liche Hand sogar per Gesetz verpfl ichtet, ihre 
Maßnahmen „im Internet oder auf sonst ge-
eignete Weise“ zu veröffentlichen.

Als öffentlicher Bauherr im Sinne des EEWär-
meG gilt laut Gesetz „jede inländische Körper-
schaft, Personenvereinigung oder Vermögens-
masse des öffentlichen Rechts, ausgenommen 
Religionsgemeinschaften“. Als öffentliche Hand 
zählt ebenfalls „jede Körperschaft, Personen-
vereinigung oder Vermögensmasse des Privat-
rechts, wenn eine oder mehrere Personen des 
öffentlichen Rechts die Mehrheit des gezeich-
neten Kapitals besitzen, über die Mehrheit der 
Stimmrechte verfügen oder sie mehr als die 
Hälfte des Verwaltungs-, Leistungs- oder Auf-
sichtsorgans stellen können“.

Erfüllungsmöglichkeiten des EEWärmeG

Für die Erfüllung des EEWärmeG muss der 
Wärme- und Kälteenergiebedarf des neu zu 
errichtenden Gebäudes mit einem bestimmten 
Anteil aus erneuerbaren Energien gedeckt 
werden. Zu den erneuerbaren Energien zählt 
unter anderem die Nutzung von Erdwärme 
(Geothermie) und Umweltwärme (Umwelt-
thermie). Als Heiz energie kann die solare Strah-
lungsenergie der Sonne genutzt werden (Solar-
thermie). Des Weiteren kann Biomasse in 

Öffentliche Bauherren und 

das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz

Nimmt die öffentliche Hand ihre Vorbildfunktion wahr?
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fester, fl üssiger und gasförmiger Form zur Be-
heizung verwendet werden, um die Vorgabe 
des EEWärmeG zu erfüllen. Dazu zählt auch 
das Heizen mit Holz.

Das EEWärmeG kann auch durch bestimmte 
Ersatzmaßnahmen erfüllt werden. Darunter 
zählt die Verwendung von Anlagen zur Nut-
zung von Abwärme oder die Inanspruchnahme 

von Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen. Auch die 
Nutzung von Fernwärme oder Fernkälte kann 
als Erfüllungsart im Sinne des EEWärmeG 
dienen. Dabei ist jedoch zu beachten, dass ein 
bestimmter Teil der Fernwärme bzw. -kälte aus 
erneuerbaren Energien erzeugt werden muss. 
Eine ersatzweise Erfüllung ist auch durch die 
Senkung des Primärenergiebedarfs möglich. 
Dies kann zum Beispiel durch eine ausreichend 

Erfüllungsmöglichkeiten nach den 

§§ 5 und 7 EEWärmeG

Feste Biomasse, Bioöl oder Biogas

Betreiben einer Heizungsanlage, die den 
gesamten Jahresbedarf des Gebäudes an 
Heizung und Warmwasserbereitung ab-
deckt und bei der mindestens 50 % des 
Brennstoffbedarfs mit fester Biomasse oder 
Bioöl gedeckt wird. Für die Nutzung von 
Bio gas gilt ein Anteilswert am verwendeten 
Brennstoff von mindestens 30 %.

Solarthermische Anlage

Die Maßgabe des Gesetzes gilt als erfüllt 
bei einer Deckung des jährlichen Energie-
bedarfs durch die thermische Solaranlage 
von mindestens 15 %. Bei Gebäuden mit 
höchstens zwei Wohnungen gilt die Pfl icht 
als erfüllt bei einer Kollektorfl äche von 
mindestens 0,04 m² pro m² Nutzfl äche, bei 
Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen 
bei einer Kollektorfl äche von mindestens 
0,03 m² (Vereinfachter Erfüllungsnachweis). 
Bei Anrechnung als Ersatzmaßnahme bei 
der Renovierung öffentlicher Gebäude muss 
die Kollektorfl äche mindestens 0,06 m² pro 
m² Nutzfl äche betragen.

Wärmepumpe (Geo- und Umweltthermie)

Zur Erfüllung der Pfl icht dient das Betreiben 
einer Wärmepumpe, die den gesamten 
Wärmebedarf des Gebäudes abdeckt, ent-
weder einer Luft/Wasser oder Luft/Luft-
Wärmepumpe mit einer Jahresarbeitszahl 
von mindestens 3,5 oder bei allen anderen 
Wärmepumpen mit einer Jahresarbeitszahl1 
von mindestens 4,0. Es kann der Nachweis 
des konkreten prozentualen Anteils erneuer-
barer Energie am jährlichen Wärmebedarf 
des Gebäudes erbracht werden und gilt als 
Erfüllung des Gesetzes wenn dieser mindes-
tens 50 % beträgt.

Unterschreiten der EnEV – besonders gute 
Wärmedämmung

Bei neu errichteten Gebäuden muss der je-
weilige Höchstwert des Jahres-Primärener-
giebedarfs und die jeweilige Anforderung 
der Wärmedämmung des Gebäudes um 
mindestens 15 % nach der jeweils gelten-
den Fassung der Energiesparverordnung 
(EnEV) unterschritten werden. 

Bei öffentlichen Gebäuden gilt abweichend, 
dass bei Neuerrichtung eines Gebäudes der 
Transmissionswärmetransferkoeffi zient2 um 
mindestens 30 % und bei einer grundlegen-
den Renovierung öffentlicher Gebäude der 
1,4-fache Wert des Transmissionswärme-
transferkoeffi zienten um mindestens 20 % 
unterschritten werden muss.

Kraft-Wärme-Kopplung (KWK-Anlage)

Eine Kraft-Wärme-Kopplungsanalge kann 
zur Erfüllung des EEWärmeG genutzt wer-
den, wenn ihre Energieeinsparungen mehr 
als 10 % betragen.

Anschluss an ein Fernwärmenetz

Zur Erfüllung der Pfl icht muss die Erzeu-
gung der Fernwärme oder -kälte zu einem 
wesentlichen Teil aus erneuerbaren Ener-
gien erfolgen oder zu mindestens 50 % aus 
Anlagen zur Nutzung von Abwärme oder 
KWK-Anlagen stammen. Es besteht die 
Mög lichkeit der Kombination, wobei diese 
zusammen mindestens 50 % betragen muss.

Abwärme

Bei Nutzung von raumlufttechnischen An-
lagen zur Wärmerückgewinnung muss der 
Wärmerückgewinnungsgrad mindestens 
70 % und die Leistungszahl3 mindestens 10 
betragen.

1 Die Jahresarbeitszahl ist das Verhältnis von gewonnener zur eingesetzten Energie.

2 Der Transmissionswärmetransferkoeffizient (HT) beschreibt das Verhältnis aus dem Wärmestrom, der einen beheizten Raum 
durch Transmission nach außen verlässt, und der Temperaturdifferenz zwischen Innenraum und äußerer Umgebung.

3 Verhältnis von der aus der Wärmerückgewinnung stammenden und genutzten Wärme zum Stromeinsatz der Anlage.
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2 Gebäude, die aufgrund 
ihrer guten Wärmedäm-
mung nicht über ein 
klassisches Heizsystem, 
sondern nur über Lüf-
tungsanlagen verfügen, 
werden in der Erhebung 
als  „Passivhäuser“ ge-
zählt.

starke Dämmung der Außenwände geschehen 
(siehe i-Punkt „Erfüllungsmöglichkeiten nach 
den §§ 5 und 7 EEWärmeG“).

Im Sinne der Wirtschaftlichkeit und für Bauten 
die besonderen Zwecken dienen, sind im Ge-
setz Ausnahmen für den Geltungsbereich for-
muliert (siehe i-Punkt „Ausnahmeregelungen 
des EEWärmeG“).

Derzeitige Datengrundlage für 

den Erfüllungsnachweis

Beginnend mit dem Erhebungsjahr 2010 wurde 
auf dem statistischen Erhebungsbogen der 
Baugenehmigungen bei der vorwiegend ver-
wendeten Heizenergie differen ziert nach er-
neuerbaren Energien gefragt. Erst mit Beginn 
des Jahres 2012 wurde die Erhebung um Merk-
male zur Erfüllung des EEWärmeG erweitert.

Gegenstand der Untersuchung sind in Hinblick 
auf die Hauptfunktion der öffentlichen Hand die 

Baugenehmigungen von Nichtwohngebäuden, 
die beheizt werden inklusive Passivhäuser2, für 
Baden-Württemberg in den Jahren 2010 und 
2011. Zum sogenannten Nichtwohnbau zählen 
Anstaltsgebäude, Büro- und Verwaltungsge-
bäude, landwirtschaftliche Betriebsgebäude, 
Fabrik- und Werkstattgebäude, Handels- und 
Lagergebäude, Hotels und Gaststätten, aber 
auch Gebäude privater Bauherren, die nicht 
überwiegend zu Wohnzwecken genutzt wer-
den sollen.

Anhand der Angaben über die verwendete pri-
märe Heizenergie soll im Folgenden analysiert 
werden, inwieweit die öffentliche Hand ihre 
vorgeschriebene Vorbildfunktion wahrnimmt. 
Für die Untersuchung wird die öffentliche Hand 
als Bauherr mit anderen Bauherren verglichen. 
Die Bauherren unterteilen sich entsprechend 
der Erhebung in: 

 öffentlicher Bauherr, 
 Unternehmen (darunter: Wohnungsunter-
nehmen, Immobilienfonds, Land- und 

Ausnahmeregelungen des EEWärmeG

Folgende Gebäude und Anlagen sind von 
der Erfüllung des EEWärmeG ausgenommen:

1. Betriebsgebäude, die überwiegend zur 
Aufzucht oder zur Haltung von Tieren 
genutzt werden,

2. Betriebsgebäude, soweit sie nach ihrem 
Verwendungszweck großfl ächig und 
lang anhaltend offen gehalten werden 
müssen,

3. unterirdische Bauten,

4. Unterglasanlagen und Kulturräumen 
für Aufzucht, Vermehrung und Verkauf 
von Pfl anzen,

5. Traglufthallen und Zelte,

6. Gebäude, die dazu bestimmt sind, wie-
derholt aufgestellt und zerlegt zu wer-
den, und provisorische Gebäude mit 
einer geplanten Nutzungsdauer von bis 
zu 2 Jahren,

7. Gebäude, die dem Gottesdienst oder 
anderen religiösen Zwecken gewidmet 
sind,

8. Wohngebäude, die für eine Nutzungs-
dauer von weniger als 4 Monaten im 
Jahr bestimmt sind,

9. sonstige Betriebsgebäude, die nach 
ihrer Zweckbestimmung auf eine Innen-
temperatur von weniger als 12 Grad 
Celsius oder jährlich weniger als 4 Mo-
nate beheizt sowie jährlich weniger als 
2 Monate gekühlt werden,

10. Gebäude, die Teil oder Nebeneinrich-
tung einer Anlage sind, die vom An-
wendungsbereich des Treibhausgas-
Emissionshandelsgesetzes vom 21. Juli 
2011 erfasst werden, und

11. Gebäude der Bundeswehr, soweit die 
Erfüllung der Pfl icht des EEWärmeG der 
Art und dem Hauptzweck der Tätigkeit 
der Bundeswehr entgegensteht,

12. wenn die Erfüllung anderen öffentlich 
rechtlichen Pfl ichten widerspricht, im 
Einzelfall technisch unmöglich ist oder 
den Verpfl ichteten auf Antrag befreit,

13. bei öffentlichen Gebäuden, die grundle-
gend renoviert werden, entfällt die Ver-
pfl ichtung bei denkmalschutzrechtlich 
geschützten Gebäuden oder wenn die 
Gemeinde oder der Gemeindeverband 
als Eigentümer zum Zeitpunkt des Be-
ginns der grundlegenden Renovierung 
überschuldet ist oder durch Erfüllung 
der Pfl icht bzw. einer Ersatzmaßnahme 
sich überschulden würde.
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3 Bauantrag gestellt oder 
Kenntnisgabeverfahren 
erstmalig eingereicht.

Forstwirtschaft, produzierendes Gewerbe, 
Handel und Dienstleistungsgewerbe), 

 private Haushalte sowie 
 Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Die Heizenergiearten unterteilen sich in: 

 Energien, die zur Erfüllung des EEWärmeG 
beitragen (darunter: Passivhaus mit Nut-
zung von Abwärme ohne Heizung, Geo-
thermie, Umweltthermie, Solarthermie, 
Holz, Biogas, sonstige Biomasse), 

 andere Energiearten (darunter: Öl, Gas, 
Strom, sonstige Heizenergie) und 

 Fernwärme. 

Die Beheizung mit Fernwärme kann zwar als 
Erfüllungsart des EEWärmeG dienen, wird hier 
jedoch gesondert aufgeführt, weil bei Fern-
wärme an sich nicht erkennbar ist, mit welcher 
Energieart der Wärmenetzbetreiber heizt. Für 
die Erfüllung als Ersatzmaßnahme muss der 
Bauherr eine Bescheinigung vom Netzbetreiber 
über die anteilige Nutzung von erneuerbaren 
Energien vorlegen. Diese Information geht 
aber für den hier betrachteten Zeitraum noch 
nicht in die Statistik ein.

Verteilung der Neubauten nach Bauherren

2010 wurde der Neubau von insgesamt 17 561 
Wohn- und Nichtwohngebäuden genehmigt.3 
Diese unterteilen sich in 13 606 Wohngebäude 

und 3 955 Nichtwohngebäude, darunter 1 805 
Nichtwohngebäude, die beheizt werden inklu-
sive Passivhäuser. Der Anteil der Baugeneh-
migungen der öffentlichen Hand am Neubau 
von beheizten Gebäuden inklusive Passivhäu-
ser beträgt rund 1,5 %. Am Wohnbau beteiligt 
sich die öffentliche Hand mit nur annähernd 
0,1 % und am Nichtwohnbau mit fast 12,7 %, 
das sind absolut 229 Nichtwohngebäude.

Für 2011 ergibt sich ein ähnliches Bild. Die 
Baugenehmigungen von Wohn- und Nicht-
wohngebäuden insgesamt belaufen sich auf 
19 945, das sind rund 13,6 % mehr als 2010. 
Zu den Neubauten insgesamt gehören 15 801 
Wohngebäude und 4 144 Nichtwohngebäude 
und darunter 1 987 mit Heizung (inklusive Pas-
sivhäuser). Die öffentliche Hand hat einen An-
teil von rund 0,2 % am Wohnbau und gut 9,2 % 
am Nichtwohnbau (183 Nichtwohngebäude).

Den größten Anteil bei Wohngebäuden mit 
Heizung in den Jahren 2010 und 2011 erbrin-
gen erwartungsgemäß die privaten Haushalte, 
mit jeweils rund 79,2 %. Der größte Bauherr 
bei den Nichtwohngebäuden mit Heizung ist 
in beiden Jahren die Gruppe der Unterneh-
men, mit jeweils über 60 % (Schaubild 1).

Wie öffentliche Neubauten primär 

beheizt werden

Im Weiteren wird nur der Neubau von beheiz-
ten Nichtwohngebäuden betrachtet inklusive 
Passivhäuser. Von den 1 805 im Jahr 2010 ge-
nehmigten Nichtwohngebäuden, die mit einer 
Heizung ausgestattet sein werden, wurden 229 
von der öffentlichen Hand beantragt. Darunter 
wurde für rund 20 % der Gebäude als vorwie-
gende Heizenergie eine Energieart gewählt, die 
das EEWärmeG erfüllt. Über 35 % sollen mit 
Fernwärme beheizt werden und annähernd 
45 % mit anderen Energiearten. Im Vergleich 
zu den anderen Bauherren weist die öffentliche 
Hand den niedrigsten Wert bei der Beheizung 
mit erneuerbaren Energien auf; allerdings ist 
hierbei die Nutzung von erneuerbaren Energien 
bei der Fernwärme noch nicht berücksichtigt. 
Bei den privaten Haushalten ist der Anteil von 
Nichtwohngebäuden mit Energiearten, die zur 
Erfüllung des EEWärmeG beitragen, mit nahe-
zu 39 % am höchsten gegenüber den anderen 
Bauherren. Die Unternehmen bauen Gebäude 
überwiegend mit der Nutzung anderer Energie-
arten; dort liegt der Anteil bei annähernd 64 %. 

Die Fernwärme hat bei den öffentlichen Neu-
bauten im Vergleich zu den anderen Bauherren 
mit über 35 % die größte Bedeutung. Aber auf-
grund der Tatsache, dass die Art der Erfüllung 

Baugenehmigungen im Wohn- und Nichtwohnbau
in Baden-Württemberg 2010 und 2011 nach BauherrenS1

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 862 12

Anteile in %

NichtwohnbauWohnbau

Öffentliche Hand

Unternehmen

Private Haushalte

Organisationen
ohne Erwerbszweck

2010 2011 2010 2011

6,8 6,8
0,2

79,2

20,6

0,1
9,2

0,3

18,8

65,2

20,0

60,6

12,7

79,2

20,4

0,2
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4 de la Croix, Madeleine/ 
Macek, Marko/Schmauz, 
Sabine: Klimaschutz in 
Baden-Württemberg, in: 
Statistisches Monatsheft 
Baden-Württemberg 
9/2011, S. 40 – 47..

5 Ministerium für Finan-
zen und Wirtschaft Ba-
den-Württemberg: Son-
derprogramm Energie-
Intracting gestartet, 
Pressemitteilung vom 
24. August 2012.

des EEWärmeG erst ab dem Berichtsjahr 2012 
statistisch erfasst wird, kann aktuell keine kon-
krete Aussage getroffen werden, inwieweit Fern-
wärme zu den Energiearten, die zur Erfüllung 
des EEWärmeG beitragen, dazugerechnet wer-
den kann. Gestützt auf eine Untersuchung des 
Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg 
im Rahmen der Evaluierung des EWärmeG 
Baden-Württemberg,4 wird angenommen, dass 
etwa 55 % der Bauherren, die mit Fernwärme 
heizen, diese auch als Erfüllungsart des EEWär-
meG angeben. Erste vorläufi ge Daten aus der 
Statistik der Baugenehmigungen im 1. Halbjahr 
2012 bestätigen diesen Anteil. Unter Einbezug 
dieser Annahme werden rund 40 % der Nicht-
wohngebäude von der öffentlichen Hand mit 
Energiearten, die zur Erfüllung des EEWärmeG 
beitragen beheizt. Dies wird nur geringfügig 
von den privaten Haushalten übertroffen (über 
41 %). 

2011 hat sich das Bild im Nichtwohnbau der 
öffentlichen Hand deutlich hin zu erneuerbaren 
Energien und zu Fernwärme verschoben. Von 
den 183 Nichtwohngebäuden der öffentlichen 
Hand, die zum Bau freigegeben wurden, lag 
der Anteil der Gebäude, die mit Energiearten 
beheizt werden, die zur Erfüllung des EEWär-
meG beitragen, mit 24 % um 4 Prozentpunkte 
höher als im Vorjahr. Der Anteil der Fernwärme 
stieg um 5 Prozentpunkte auf fast 40 %. Dem-
gegenüber sank der Anteil der Nichtwohnge-
bäude, die mit anderen Energiearten beheizt 
werden um 9 Prozentpunkte auf gut 36 %. Bei 
der Betrachtung der anderen Bauherren zeigte 

sich, dass sich im Bereich der Nutzung von 
Energiearten, die zur Erfüllung des EEWärmeG 
beitragen, im Gegensatz zur öffentlichen Hand 
gegenüber 2010 wenig verändert hat. Auch bei 
der Nutzung von Fernwärme gab es nur ge-
ringe Veränderungen. Bei den privaten Haus-
halten ist sie sogar nahezu konstant geblieben. 
Für die Nutzung anderer Energiearten konnte 
in diesem Bereich eine Reduzierung um rund 
2 Prozentpunkte festgestellt werden. Bei den 
Unternehmen stieg dagegen die Verwendung 
anderer Energiearten um fast 1,3 Prozentpunkte 
auf rund 65 % (Schaubild 2).

Vorbildprojekte der öffentlichen Hand

Bei den Baumaßnahmen an bestehenden Ge-
bäuden werden durch die Amtliche Statistik 
keine Daten zur verwendeten Heizenergie er-
hoben. Es kann aber festgehalten werden, dass 
die öffentliche Hand ihrer Vorbildfunktion 
auch in diesem Bereich versucht gerecht zu 
werden. Ein Beispiel dafür ist die energetische 
Sanierung der Universität Konstanz, die im 
Rahmen des Sonderprogramms zur energe-
tischen Sanierung von Landesgebäuden Baden-
Württemberg mit einem Blockheizkraftwerk 
und einer Wärmeübergabestation ausgestattet 
werden soll.5 Diese Maßnahme markiert den 
Start des 50 Mill. Euro-Sonderprogramms 
„Energie-Intracting“ für die energetische 
Sanie rung von Landesgebäuden. Insgesamt 
wurden allein im Jahr 2011 über 130 ener-
getische Sanierungsmaßnahmen an Landes-

Baugenehmigungen für Nichtwohngebäude in Baden-Württemberg 2010 und 2011 
nach primärer Heizenergie und BauherrS2
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Anteile in %

Unter-
nehmen

Öffentliche
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saniert und erhielt einen 
Neubau, in: Staatsanzei-
ger vom 29. Juni 2012.

gebäuden in Baden-Württemberg umgesetzt, 
durch die rund 7 500 Tonnen CO2-Emissionen 
pro Jahr vermieden werden.6

Auch bei Neubauten werden viele Projekte im 
Rahmen der Energiewende realisiert. Erst im 
August 2012 wurde ein Passivhaus für die Uni-
versität Offenburg beauftragt.7 Als weiteres 
Beispiel kann das 2011 fertig gestellte Polizei-
revier in Achern genannt werden, welches 
durch einen Holzpelletkessel eine CO2-neutrale 
Energieversorgung aufweist.8 Der Neubau 
eines Gebäudes des Waldschulheims Burg 
Hornberg wird ebenfalls durch Holzpellets mit 
Wärme versorgt, wobei die Versorgung durch 
die Holzpelletheizung bei der energetischen 
Sanierung auch auf die bestehenden Gebäude 
ausgeweitet wurde.9

Fazit und Ausblick

Zusammenfassend betrachtet, nimmt die öffent-
liche Hand in Baden-Württemberg ihre Vorbild-
rolle ernst. Auch wenn der Anteil an der An-

zahl der Neubauten nur verhältnismäßig gering 
ist, stehen ihre Gebäude doch im Blickpunkt 
der Öffentlichkeit. Zahlreiche Pressemitteilun-
gen informieren über interessante Projekte 
des Landes und der Kommunen. Erst kürzlich 
erschien in der Ausgabe des Staatsanzeigers 
vom 29. Juni 2012 eine Sonderbeilage „Bauen 
im Land“, die über Vorhaben im Rahmen der 
energetischen Sanierung und des Neubaus 
berichtet.

Ab 2013 werden erste Ergebnisse der neuen 
Merkmalsauswertungen zur Erfüllung des EE-
WärmeG vorliegen. Dadurch wird es möglich 
werden, genauere Aussagen über den Fort-
schritt der Energiewende und der nachhal-
tigen Entwicklung der Energieversorgung zu 
treffen. 

Weitere Auskünfte erteilt
Alexander Mehnert, Telefon 0711/641- 20 83,
Alexander.Mehnert@stala.bwl.de

Mit der Herausgabe von Werken von Justinus 
Kerner und Isolde Kurz wird die „Kleine Lan-
desbibliothek“ des Tübinger Verlages Klöpfer 
& Meyer komplettiert und fi ndet damit einen 
vorläufi gen Abschluss. Diese Reihe der Klas-
siker aus Baden und Württemberg umfasst 
nunmehr 25 Bände. Als Herausgeber wirken 
neben Hermann Bausinger, Friedemann 
Schmoll, Monika Cantré und Werner Witt auch 
der Hesse-Spezialist Volker Michels sowie die 
Kulturwissenschaftler Wolfgang Alber und 
Andreas Vogt.  

Die „Kleine Landesbibliothek“ stellt große 
Auto ren des deutschen Südwestens vor. Die 
Einführungen der Herausgeber lesen sich als 
treffende Porträts der Dichter und Denker und 
obendrein als Plädoyer für das Fortleben dieser 
Namen nicht nur in Straßennahmen. Frisch 
und verständlich aufgemacht bringt die seit 
4 Jahren aufgebaute Reihe unterschiedliche 
Charaktere wie Wildermuth und Hansjakob, 
Theodor Heuss und Tony Schuhmacher nahe. 
Eine Fundgrube und ein Schatzkästchen zu-
gleich.

So befasst sich der jüngst erschienene Band 24 
mit den Werken von Isolde Kurz. Sie galt über 
Jahrzehnte als Erfolgsschriftstellerin von euro-
päischem Format. In einer von Männern domi-
nierten literarischen Welt wurde sie zu einer 
„Grand Old Lady“ der deutschen Literatur des 
frühen 20. Jahrhunderts. Von 1877 an lebte 
Isolde Kurz fast 4 Jahrzehnte in Florenz. In den 
in diesem Band versammelten Texten schil dert 
sie ihren lebenslangen Drang nach Süden und 
erweist sich als brillante Erzählerin, die durch 
ihre frische Sprache zu bestechen vermag.

Werke Justinus Kerners zu dem Themenbe-
reich „Sinnliches und Übersinnliches“ bein-
haltet Band 25. Viele literarische Erinnerungen 
an Justinus Kerner sind geprägt um geheim-
nisvolle Phänomene der „Geisterwelt“. Eine 
klare Trennung in den Werken des Dichters ist 
oftmals nicht möglich. Der Parapsychologe 
Kerner schrieb an den poetischen Texten mit, 
der Poet gestaltete seine Berichte über Geis-
terseher und Besessene aus, die in dem Mittel-
punkt dieses von Hermann Bausinger editier-
ten Bandes stehen.

Buchbesprechung Reinhard Güll

ISBN: 978-3-940086-75-4

ISBN: 978-3-940086-76-1


